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Stellungnahme zum Referentenentwurf des Fachkräfteeinwande-
rungsgesetzes des Bundesministeriums des Innern, für Bau und Hei-
mat 
 
Bundeszahnärztekammer - Arbeitsgemeinschaft der Deutschen Zahnärztekammern e.V. (BZÄK)  
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Die Bundeszahnärztekammer Arbeitsgemeinschaft der Deut-
schen Zahnärztekammern e.V. (BZÄK) vertritt die gesundheits- 
und professionspolitischen Interessen des gesamten zahnärztli-
chen Berufsstandes. Wir bedanken uns zunächst für die Möglich-
keit der Stellungnahme zum Referentenentwurf und stellen vo-
ran, dass wir die Transparenz im bisherigen Gesetzgebungsver-
fahren begrüßen. Die Veranstaltung im BMI am 30. November 
2018 hat sicherlich dazu beigetragen, dass eine Vielzahl von 
Fragen bereits schnell und effektiv geklärt werden konnten. 
 
Wir nehmen deshalb in aller Kürze zum Referentenentwurf wie 
folgt Stellung: 
 
1. Zu Artikel 1, § 16d Absatz 3 Aufenthaltsgesetz-E 
 
Die in der Veranstaltung am 30. November bereits durch das BMI 
erteilte Auskunft, dass § 16d Absatz 3 des Entwurfes des Aufent-
haltsgesetzes dahingehend korrigiert werden wird, dass dieser 
nicht für reglementierte Berufe gilt, wird hier begrüßt. Die bisheri-
ge Lesart ließe ansonsten den widersprechenden Rückschluss zu, 
dass eine ausländische Zahnärztin bzw. ein ausländischer Zahn-
arzt mit einer Ausbildung aus einem Drittland lediglich eine Auf-
enthaltserlaubnis benötigt, um in Deutschland als Zahn-
arzt/Zahnärztin praktizieren zu können. Die diesbezüglichen Vor-
gaben zum Anerkennungsverfahren aus dem Zahnheilkundege-
setz liefen so leer. 
 
2. Zu den Artikeln 3 und 7, Einführung eines beschleunigten Ver-
fahrens bei reglementierten Berufen  
 
Eine wie in Artikel 7 beabsichtigte Änderung des Zahnheilkunde-
gesetzes wird von Seiten der Bundeszahnärztekammer aus meh-
reren Gründen abgelehnt. Artikel 7 des Referentenentwurfs ist 
ersatzlos zu streichen. § 2 Absatz 7 Zahnheilkundegesetz ist in der 
jetzigen Form beizubehalten. Das BQFG soll auch weiterhin keine 
Anwendung bei reglementierten Berufen finden.  
 
a) Die Einführung eines beschleunigten Verfahrens nach § 81a 
Aufenthaltsgesetz-E über § 14a BQFG-E bedarf es bei den Zahn-
ärzten nicht. Das spezifische Anerkennungsverfahren von zahn-
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ärztlichen Ausbildungen insbesondere aus Drittstaaten macht 
eine Einführung eines beschleunigten Verfahrens nicht erforder-
lich. Es sieht bereits eine schnelle und effektive Möglichkeit für 
Zahnärztinnen und Zahnärzte vor, sich in den deutschen Ar-
beitsmarkt zu integrieren. Die Verkürzung der Bearbeitungsfrist 
nach § 2 Absatz 2 Satz 8 Zahnheilkundegesetz von derzeit 4 Mo-
naten auf einen Monat durch § 14a Absatz 3 BQFG-E durch das 
beabsichtigte beschleunigte Verfahrens wird deshalb nicht be-
nötigt.  
 
Wer in Deutschland die Zahnheilkunde dauernd ausüben will, 
bedarf einer Approbation als Zahnarzt nach Maßgabe des 
Zahnheilkundegesetzes. Daneben besteht in Deutschland so-
gleich die Möglichkeit für Antragssteller mit einer Ausbildung aus 
Drittländern, eine Erlaubnis zur vorübergehenden Ausübung der 
Zahnheilkunde zu beantragen. Diese vorläufige Berufserlaubnis 
kann auf Antrag Personen erteilt werden, die eine abgeschlos-
sene zahnärztliche Ausbildung nachweisen. Eine dezidierte 
Gleichwertigkeitsprüfung wie bei der Approbationserteilung wird 
bei der vorläufigen Berufserlaubnis nicht verlangt. Aus diesem 
Grunde ist die Erteilung der vorläufigen Berufserlaubnis auch 
nicht mit einem erhöhten Prüf- und Zeitaufwand durch die zu-
ständige Behörde verbunden und ermöglicht den Antragsstel-
lern einen schnellen und effektiven Einstieg in ihren Beruf. Der mit 
der Einführung des beschleunigten Verfahrens verfolgte Zweck, 
die Fachkräfteeinwanderung zu unterstützen und zu priorisieren, 
ist damit im Bereich der Heilberufe bereits erfüllt. Die vorläufige 
Berufserlaubnis kann zudem u.a. den Gesichtspunkt des Patien-
tenschutzes berücksichtigen, indem sie auf bestimmte Tätigkei-
ten und Beschäftigungsstellen beschränkt werden kann. Sie darf 
nur widerruflich und nur bis zu einer Gesamtdauer der zahnärztli-
chen Tätigkeit von höchstens zwei Jahren erteilt oder verlängert 
werden. Danach ist spätestens die zahnärztliche Approbation zu 
beantragen. 
 
b) Die beabsichtigte Verkürzung der Bearbeitungsfrist im be-
schleunigten Verfahren widerspricht zudem eklatant dem Ge-
danken des Patientenschutzes. Dieser ist auch bei der Anerken-
nung von Berufsabschlüssen der Heilberufe zwingend zu berück-
sichtigen. Es darf in diesem Zusammenhang nicht vergessen 
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werden, dass darüber entschieden wird, ob ein Antragsteller im 
Deutschland  künftig Patienten behandeln darf. Aus unserer 
Sicht ist eine Bearbeitungsfrist von einem Monat deshalb viel zu 
kurz bemessen, um eine ordnungsgemäße Überprüfung der 
Gleichwertigkeit ausländischer Abschlüsse mit einem deutschen 
Studienabschluss, zu gewährleisten. Schon jetzt ist es für die Ap-
probationsbehörden kaum zu leisten, innerhalb der jetzigen Frist 
von vier Monaten eine fundierte Aussage ohne entsprechend 
einzuholende Gutachten treffen zu können. Innerhalb eines Mo-
nats ist es nach unserer Auffassung unmöglich und auch nicht zu 
erwarten, dass die Approbationsbehörden eine fundierte Ent-
scheidung treffen können.    
 
c) Auch aus rein faktischen Gründen wird eine Verkürzung der 
Bearbeitungsfrist durch das beschleunigte Verfahren abgelehnt.   
 
Die zahnärztliche Approbation setzt bei den Antragsstellern mit 
Ausbildungen aus Drittländern neben der Gleichwertigkeit der 
Ausbildung auch voraus, dass diese über die für die Ausübung 
der Berufstätigkeit erforderlichen Kenntnisse der deutschen 
Sprache verfügen. Verfügt ein Antragssteller also – wie im Regel-
fall – nicht über ausreichende Sprachkenntnisse, erhält er keine 
Approbation. Die verkürzte Bearbeitungsfrist führt also in den 
häufigsten Fällen zu keiner schnelleren Integration in den Ar-
beitsmarkt, weil der zwingend erforderliche Spracherwerb bei 
den Antragsstellern zwangsläufig mit einem erhöhten Zeitauf-
wand verbunden sein wird. Das mit der Verkürzung der Frist ver-
folgte Ziel wird also bei den Heilberufen faktisch nicht erreicht 
werden.  
 
Die hohen sprachlichen Anforderungen sind auch gemessen am 
Patientenschutz interessengerecht und bei der Fachkräfteein-
wanderung bei den Heilberufen zu fordern. Das Selbstbestim-
mungsrecht des Patienten erfordert, dass der Patient über die 
zahnärztliche Behandlung im Sinne des § 630e BGB durch den 
Behandler selbst und noch dazu verständlich aufgeklärt werden 
muss. Damit gehen hohe sprachliche Anforderungen an den 
Behandler einher, wenn er den auch haftungsrechtlich relevan-
ten Anforderungen des Berufes des Zahnarztes gerecht werden 
will.  
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„Zahnärzte müssen auf der nachgewiesenen Grundlage eines 
GER-B2 über Fachsprachenkenntnisse im berufsspezifischen Kon-
text orientiert am Sprachniveau C1 verfügen. Die Antragstellen-
den müssen über die Kenntnisse der deutschen Sprache verfü-
gen, die für eine umfassende zahnärztliche Tätigkeit erforderlich 
sind. Sie müssen ihre Patientinnen und Patienten inhaltlich ohne 
wesentliche Rückfragen verstehen und sich insbesondere so 
spontan und so fließend verständigen können, dass sie in der 
Lage sind, sorgfältig die Anamnese zu erheben, Patientinnen 
und Patienten sowie deren Angehörige über erhobene Befunde 
sowie eine festgestellte Erkrankung zu informieren, die verschie-
denen Aspekt des weiteren Verlaufs darzustellen und Vor- und 
Nachteile einer geplanten Maßnahme sowie alternativer Be-
handlungsmöglichkeiten erklären zu können, ohne öfter deutlich 
erkennbar nach Worten suchen zu müssen. In der Zusammenar-
beit mit Kolleginnen und Kollegen sowie Angehörigen anderer 
Berufe müssen sie sich so klar und detailliert ausdrücken können, 
dass bei Patientenvorstellungen sowie ärztlichen oder zahnärztli-
chen Anordnungen und Weisungen Missverständnisse sowie hie-
rauf beruhende Fehldiagnosen, falsche Therapieentscheidun-
gen und Therapiefehler ausgeschlossen sind. Darüber hinaus 
müssen sie die deutsche Sprache auch schriftlich angemessen 
beherrschen, um Krankenunterlagen ordnungsgemäß führen 
und zahnärztliche Bescheinigungen ausstellen zu können.“  
 
Grundsätzlich gelten für die Erteilung der vorläufigen Berufser-
laubnis dieselben sprachlichen Anforderungen wie für die Ertei-
lung der Approbation. Ist die Erlaubnis zur Ausübung des Berufs 
Zahnarzt/Zahnärztin auf bestimmte Tätigkeiten beschränkt, kön-
nen diese Anforderungen ausnahmsweise unterschritten wer-
den. In diesem Fällen ist von der Approbationsbehörde durch 
Auflagen sicherzustellen, dass eine Gefährdung des Patienten-
wohls und der öffentlichen Gesundheit ausgeschlossen ist. 
 

Die  Gesundheitsministerkonferenz selbst gibt dazu in ihren Eck-
punkten zur Überprüfung der für die Berufsausübung erforderli-
chen Deutschkenntnisse in den akademischen Heilberufen fol-
gende  Vorgaben: 
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Auch hier schließt sich folglich der Kreis, dass das Anerkennungs-
verfahren im zahnärztlichen Bereich bereits mit der vorläufigen 
Berufserlaubnis über ein funktionierendes Instrument verfügt, An-
tragsstellern mit Ausbildungen aus Drittländern einen Weg aufzu-
zeigen, zügig in Deutschland Fuß zu fassen, ohne den Patienten-
schutz zu vernachlässigen.  
 
d) Es besteht schließlich kein Bedarf bei den zahnärztlichen Ar-
beitgebern, der die Einführung eines beschleunigten Verfahrens 
rechtfertigen könnte. Der damit in Zusammenhang zu bringende 
bürokratische und finanzielle Aufwand für die Arbeitgeber dürfte 
sich vielmehr nur für Großbetriebe lohnen. Dafür spricht auch, 
dass das BMI selbst in der Veranstaltung am 30 November 2018 
angab, dass das Verfahren nach § 81a Aufenthaltsgesetzes-E 
mit höheren Gebühren belastet sein wird. Ausweislich des Statis-
tischen Jahrbuchs der Bundeszahnärztekammer gibt es derzeit  
ca. 43.000 Vertragszahnarztpraxen zzgl. einiger rein privatzahn-
ärztlich tätigen Praxen. Die durchschnittliche Mitarbeiterzahl je 
aktiven Zahnarzt beträgt 4,6 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, 
wobei darunter nicht nur Zahnärztinnen und Zahnärzte fallen, 
sondern auch das weitere Praxispersonal.  
 
3. Fehlende Regelungen nach § 3 Absatz 2a Zahnheilkundege-
setz 
 
Die Bundeszahnärztekammer greift den grundlegenden Gedan-
ken einer qualifizierten Fachkräfteeinwanderung dennoch auf 
und weist in diesem Sinne auf folgendes hin: 
 
Stellt die Approbationsbehörde wesentliche Unterschiede zwi-
schen der Ausbildung des Antragsstellers und der deutschen 
Ausbildung fest, kann der Antragssteller den erforderlichen  
Nachweis der erforderlichen Kenntnisse und Fähigkeiten durch 
das Ablegen einer Prüfung erbringen, die sich auf den Inhalt der 
staatlichen Abschlussprüfung bezieht. Nach wie vor fehlt es je-
doch im zahnärztlichen Bereich an bundesweit einheitlichen Re-
gelungen zu Durchführung und Inhalt Prüfung, obwohl entspre-
chende Regelungen in der zahnärztlichen Approbationsordnung 
nach § 3 Absatz 2a ZHG  zwingend vorzusehen sind. Derzeit wer-
den diese Prüfungen in den Ländern überwiegend anhand von 
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Verwaltungsvorschriften durchgeführt, die den Anforderungen 
des § 3 Absatz 2a ZHG nicht gerecht werden dürften. Für die 
weiteren Heilberufe existieren entsprechende Regelungen be-
reits seit dem Jahre 2014.  
 
Entsprechend abgestimmte Regelungen sind allerdings in der 
Novellierung der zahnärztlichen Approbationsordnung enthalten 
und vom Verordnungsgeber dem Bundesrat zur Entscheidung 
vorgelegt worden (BR-Drucksache 592/17). Die Entscheidung 
über  die Zustimmung des Bundesrates zur entsprechenden No-
vellierung der Approbationsordnung für Zahnärzte, die diesen 
unsicheren Rechtszustand beseitigen würden, ist jedoch erneut 
am 19. Oktober 2018 vertagt worden.  
 
Die Bundeszahnärztekammer weist deshalb mit Nachdruck da-
raufhin, dass alle Zahnärztinnen und Zahnärzte mit einer Ausbil-
dung aus Drittstaaten einen Anspruch auf ein faires und vor al-
lem rechtsicheres Verfahren der beruflichen Anerkennung ha-
ben und die derzeitige Sach- und Rechtslage diesem Anspruch 
nicht gerecht wird. Sie steht vielmehr dem von der Bundesregie-
rung erklärten Ziel der Integration und qualifizierten Zuwande-
rung entgegen.  
 
Insoweit besteht die Forderung der Bundeszahnärztekammer, 
die Regelungen zur Gleichwertigkeit in der Novellierung der Ap-
probationsordnung der Zahnärzte unverzüglich in die bestehen-
de Approbationsordnung aufzunehmen, damit endlich eine ef-
fektive, rechtssichere und am Patientenschutz orientierte In-
tegration von Zahnärztinnen und Zahnärzten aus Drittstaaten er-
folgen kann. 
 
Für Rückfragen stehen wir Ihnen jederzeit gerne zur Verfügung: 
 
Eike Makuth 
Rechtsanwalt 
 
Bundeszahnärztekammer  
Chausseestraße 13 
10115 Berlin 
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Tel.: +49 30 40005-114 
Fax: +49 30 40005-214 
 
E-Mail: e.makuth@bzaek.de 
Web: www.bzaek.de 
 
 
 




